
neu festzulegen. Er begann mit den Verdiensten
der internationalen kommunistischen Bewegung
um die Sowjetunion in der Vergangenheit, um dann
klarzustellen: alle „Bruderparteien“ seien selbstän-
dig und müßten eine eigenverantwortliche Politik
betreiben. Gemünzt auf die sozialistischen Staaten
stellte Gorbatschow fest: „Wir haben uns über-
zeugt, daß Einheit keineswegs mit Identität und
Uniformität gleich ist. Wir haben uns auch über-
zeugt, daß der Sozialismus kein ,Modell1 hat, nach
dem sich alle richten würden, und auch keines ha-
ben kann.“ 15)

15) Michail Gorbatschow, Rede zum 70. Jahrestag der Okto-
berrevolution, Köln 1987, S. 94.
16) Ebd., S. 91.
17) Vgl. Heinz Timmermann, Die KPdSU und die interna-
tionale Sozialdemokratie. Akzentänderungen im Zeichen
des „Neuen Denkens“, in: Die neue Gesellschaft/Frankfur-
ter Hefte, (1988) 12, S. 1157ff.
*8) Vgl. Treffen der Vertreter von Parteien und Bewegungen
zum 70. Jahrestag der Oktoberrevolution, Moskau, 4. und
5. November 1987, Reden und Beiträge, Berlin (Ost)
1988.
19) Programm der DKP (Anm. 1), S. 89.
20) Michail Gorbatschow, Schlußwort auf der 19. Unions-
parteikonferenz, in: Die Zukunft der Sowjetunion. Die De-
batte auf der Parteikonferenz der KPdSU, Köln 1988,
S. 401.
21) Ebd., S. 3.

22) Willerding wurde auf dem außerordentlichen SED-Par
teitag im Dezember 1989 in das Präsidium des Parteivorstan
des der SED-PDS gewählt. Vgl. Führungsgremien der SED
PDS, in: Deutschland Archiv, (1990) 2, S. 316.
23) Jochen Willerding, Schriftlicher Diskussionsbeitrag, in
Schritte zur Erneuerung. 10. Tagung des ZK der SED, 8.-
10. 11. 1989, Berlin (Ost) 1989, S. 313.

Den Verzicht auf die These vom Modellcharakter
der sowjetischen Entwicklung und die Betonung
der Eigenverantwortlichkeit der „Bruderparteien“
unterstrich er mit der apodiktischen Feststellung:
„Die Zeiten der Komintern, des Informbüros und
selbst die Zeiten der bindenden internationalen Be-
ratungen sind vorbei . . . Alle Parteien sind restlos
und unumkehrbar selbständig. Wir sagten das
schon auf dem XX. Parteitag. Freilich konnten wir
die alten Gewohnheiten nicht sofort ablegen. Jetzt
ist das eine unwiderrufliche Gegebenheit.“15)

Um dem Nachdruck zu verleihen, nahm die KPdSU
wieder einmal eine Neubewertung der sozialdemo-
kratischen Parteien und der Sozialistischen Interna-
tionale vor; mit ihnen wollte man die verstärkte
Zusammenarbeit suchen17). Demonstrativ kam es
aus Anlaß des 70. Jahrestages der Oktoberrevolu-
tion in Moskau nicht mehr nur zu einem Treffen mit
Vertretern kommunistischer Parteien, sondern die
KPdSU konnte neben den bundesdeutschen Grü-
nen viele Vertreter sozialdemokratischer Parteien
begrüßen. In seiner Rede vor diesem Treffen ver-
zichtete Gorbatschow öffentlich auf den ideolo-

gisch-politischen Führungsanspruch seiner Pa
tei 18).

Gorbatschows Absage an eine am sowjetischen M
dell ausgerichtete einheitliche kommunistiscl
Weltbewegung entsprach der Anerkennung d 
Pluralität, die sich zwischen den Parteien de fac
herausgebildet hatte. Sein Bekenntnis zur Vielf:
der Wege zum Sozialismus und zur Reduktion d
Ideologie auf ein gemeinsames Wertemuster muß
naturgemäß besonders diejenigen Parteien in ihre
Selbstverständnis treffen, die wie die DKP pr
grammatisch darauf beharrten, mit allen Mitteln d 
„Einheit und Geschlossenheit der kommunisi
sehen Weltbewegung“ zu festigen19).

Die nächste Zäsur in Gorbatschows Politik war d
vom 28. Juni bis 1. Juli 1988 in Moskau tagenc
XIX. Unionsparteikonferenz der KPdSU. Nach e
ner sehr kontroversen Debatte faßte die Konferei
äußerst weitreichende Beschlüsse. Sie betrafen d 
Trennung der Funktionen der KPdSU von dene
des Staates und die Festlegung allgemeiner Wahle
im April 1989 zu einem Kongreß der Volksdepi
tierten, aus dem heraus dann der Oberste Sowj
gewählt werden sollte. Zutreffend stellte Gorb;
tschow in seinem Schlußwort fest, daß der Koi
greßpalast im Kreml noch nie ein solch „offene
Parteigespräch“ erlebt und „daß es bei uns seit fa:
6 Jahrzehnten nichts Ähnliches gegeben hat“20
Erst durch die Politik der Perestrojka sei di
KPdSU nach Inhalt und Methode wieder „eine Pa
tei leninschen Typs“. Die Zäsur zwischen einer sta
linistischen und einer leninschen Partei lag für Goi
batschow in der Methode „des Kommandierens un
Befehlens“, von der sich die Partei „unwiderru:
lieh“ trennen müsse21).

V. SED und DKP-Führung gegen Perestrojka

Nach dem Sturz Honeckers im Oktober 1989 er-
klärte das kurzzeitige Mitglied des SED-Politbüros,

Jochen Willerding22), daß den sowjetischen Korn
munisten von Seiten der SED seit 1985 „unter
schwellig das Etikett des Revisionismus bzw. Refor
mismus angehängt wurde“23). Diese Haltung de
SED zur Perestrojka läßt sich in ihren theoretische!
Auseinandersetzungen mit der Politik der KPdSU
in diesen Jahren nachweisen. Das Problem bestan
aber für die SED darin, daß sie die Politik der „Bru
derpartei“ nicht frontal attackieren konnte, son
dem sie mußte selektiv verfahren gegenüber de



tische Partei eine Befristung von Wahlfunktionen
diskutierte, wurde in der Minderheitenstellung-
nahme „eine zeitliche Befristung in der Ausübung
von Wahlfunktionen“ verlangt. Solange die DKP
eine kleine Partei wäre, sollten die Parteitagsdele-
gierten auch wieder von der Kreisdelegiertenkonfe-
renz „gewählt werden“. Das Programm der Demo-
kratisierung endete mit der Forderung nach der
Quotierung der zu besetzenden Funktionen, um
„den Weg für mehr Genossinnen in leitende Funk-
tionen“ zu öffnen35). Unverkennbar trug das Par-
teimodell der „Minderheit“ basisdemokratische
Züge und richtete sich im Kern gegen die diktato-
rische Verfügung des hauptamtlichen Sekretariats-
apparats über die politische Linienfestlegung und
die innerparteiliche Kaderpolitik.

Der Versuch, eine „moderne“ kommunistische Par-
tei aus der DKP heraus zu formieren, war nicht nur
ein Reflex auf die Linienänderung der KPdSU. Er
war auch eine direkte Folge der Etablierung der
Grünen als Protestpartei in den Parlamenten der
Bundesrepublik. Besonders gravierend war für die
DKP, daß „Glasnost“ und die von der KPdSU aus-
gehenden Reformen in der Sowjetunion jahrzehn-
telang wider besseres Wissen geglaubte Sozialis-
muspropaganda von KPD und DKP in Makulatur
verwandelten. Das sozialistische Vorbild für das
eigene Ziel erwies sich als Land ökonomischer
Rückständigkeit, diktatorischer Strukturen und mit
buchstäblichem Massenelend. Das Ziel Sozialismus
— wollte man es retten — mußte vom sowjetischen
Entwicklungsweg abgekoppelt werden. Damit be-
gann das Programm der „Erneuerer“, das sich in
vier Punkten zusammenfassen läßt:

1. Die Sozialismuskonzeption der DKP muß wie-
der auf einer Utopie basieren, die es erlaubt, öko-
logische und andere globale Fragestellungen in sie
zu integrieren und die Praxis regierender kommu-
nistischer Parteien zu kritisieren.

2. Der kommunistische Internationalismus sollte
sich der gleichberechtigten Kooperation mit ande-
ren „fortschrittlichen Kräften“ in Europa und der
Dritten Welt öffnen.

3. Die Voraussetzung für die Chance eines kom-
munistischen Neuanfangs war der glaubhafte Bruch
mit dem Stalinismus und die überfällige eigene Ver-
gangenheitsbewältigung.

4. Die stalinistischen Apparatstrukturen sollten
überwunden und die Partei demokratisiert wer-
den.

Die DKP sollte nach dem Willen der Parteiopposi-
tion endlich eine „hiesige“ Partei werden. Die „Er-
neuerer“ drängten auf eine rasche Demokratisie-
rung, gab es doch nach ihrer Einschätzung 1988/89
eine doppelte Chance für die Rekonstruktion einer
sozialistischen Perspektive für die Bundesrepublik:
1. Die Bewunderung, die Gorbatschow auch in der
Bundesrepublik genoß, und 2. schien sich innenpo-
litisch eine reale Chance für eine rot-grüne Koali-
tion in Bonn zu eröffnen. In einem solchen politi-
schen und kulturellen Klima der Reform könnte es
wieder „ein breiteres Interesse an grundlegenden
sozialistischen Alternativen“ geben. „Heute schon
weckt die Perestrojka in ersten Ansätzen neue
Hoffnungen in die sozialistische Idee.“36 )

VI. Die Niederlage der „Erneuerer“

Die Parteiwahlen der DKP im Herbst 1988 waren
eindeutig Linienwahlen: Es ging um die Besetzung
der Bezirksvorstände und die Bestimmung der
„richtigen“ Delegierten für den 9. Parteitag der
DKP. Die Fraktion der „Erneuerer“ hat die Dele-
giertenwahlen zum Parteitag verloren, ihre bezirk-
Uchen Bastionen aber behaupten können. Damit
hatten Präsidium und Sekretariat ihr strategisches
Ziel erreicht: Sie verfügten über die Mehrheit der
Delegierten des Parteitages und konnten dadurch
die Kontinuität der kommunistischen Partei auf
ihre Weise sichern. Seit der Stalinisierung der KPD
in den zwanziger Jahren sahen die Sekretariate des
Zentralkomitees bzw. bei der DKP des Parteivor-
standes darin ihre Aufgabe, gleichgültig wieviele
Mitglieder oder gar Wähler der Partei wirklich an-
hingen.

Die Ausgrenzung der Parteiopposition erfolgte
durch die Parteiführung im Spätsommer 1989. Die
Vorentscheidung fiel bereits bei den Vorstandswah-
len auf dem 9. Parteitag in Frankfurt. Der Verlauf
dieses Parteitags unterschied sich qualitativ von sei-
nen Vorgängern. Es gab mehr Kandidaten für den
Vorstand als zu vergebende Vorstandspositionen;
der vom Parteivorstand vorgelegte Personalvor-
schlag wurde durch spontane Kandidaturen er-
gänzt, und es kam zu einer harten Personaldebatte.
Für die höchsten Leitungsgremien beschloß der
Parteitag entsprechend dem Mitgliederanteil der
Frauen eine 43,4 prozentige Quotierung.

Bei den Vorstandswahlen nutzte die SED-orien-
tierte Mehrheit ihre Stärke. Aber nur mit Bück auf
die Parteiopposition fragte Mies nach dem Partei-
tag, ob es bei den Wahlen „einigen Genossinnen
und Genossen um einen reinen ,Machtkampf ging?
Und ob der Linienstreit durch Wahlen ausgetragen



werden sollte?“37 ) Herbert Mies und die stellver-
tretende Vorsitzende Ellen Weber wurden wieder-
gewählt, bekamen aber erstmals in der DKP-Ge-
schichte eine hohe Zahl von Gegenstimmen. Im
Gegenzug wurden Wortführer der „Erneuerer“ ab-
gewählt, so Vera Achenbach, seit 1981 Mitglied des
Sekretariats des Parteivorstandes, Steffen Lehn-
dorff und der Bremer Bezirksvorsitzende Dieter
Gautier38). Die Unterlegenen nahmen ihre Nieder-
lage nicht widerspruchslos hin. Dieter Gautier wer-
tete die Wahl als „Zeichen“ der „Ausgrenzung“. Er
teilte in einer persönlichen Erklärung vor dem Par-
teitag mit, die „Bremer Delegation“ habe beschlos-
sen, noch auf dem Parteitag eine „Beratung“ durch-
zuführen. Lehndorff kündigte an, daß die Kölner
Delegierten sich „der Bremer Beratung anschlie-
ßen“39).

Die Parteiopposition unternahm diesen demonstra-
tiven Schritt, obwohl die Parteitagsmehrheit ihr
entgegenkam. Durch Beschluß wurde der Partei-
vorstand beauftragt, bei der Wahl von Präsidium
und Sekretariat „Vertreter der wesentlichen Posi-
tionen der Parteidiskussion in einer der politischen
Realität der Partei entsprechenden Weise in dem
Führungsgremium“40 ) zu berücksichtigen. Der
neugewählte Vorstand hielt sich formal an diese
Entschließung. Das Präsidium wurde um einen Sitz
vergrößert, seine Frauenquote erhöht, und die „Er-
neuerer“ waren in dem 20köpfigen Gremium mit
Werner Stürmann, Birgit Radow und Heinz Jung
vertreten. Anders verfuhr der Parteivorstand bei
der Wahl des Sekretariats. Es wurde drastisch von
14 auf neun Sitze verkleinert. Gemäß dem Partei-
tagsbeschluß wurde zwar der Frauenanteil erhöht,
aber ein „Erneuerer“ kam nicht in diesen Führungs-
stab. Dem Sekretariat gehörten daraufhin die fol-
genden Funktionäre mit den angegebenen Ge-
schäftsbereichen an: Der Vorsitzende Mies, seine
Stellvertreterin Ellen Weber (Demokratische
Bündnispolitik), Beate Landefeld (Marxistische
Theorie und Bildung), Ingeborg Nödinger (Frauen-
politik), Fritz Noll (Öffentlichkeitsarbeit und Me-
dien), Rolf Priemer (Organisations- und Personal-
politik), Helga Rosenberg (Bundes-, Landes- und
Kommunalpolitik), Karlheinz Schröder (Interna-
tionale Beziehungen), Heinz Stehr (Wirtschafts-,
Sozial- und Technologiepolitik, Betriebe und Ge-
werkschaften)41 )-

Die Kontinuität des Apparats war frappierend: Das
Sekretariat der DKP von 1989 wurde immer noch
zu zwei Dritteln von früheren Funktionären und
Mitgliedern der KPD beherrscht. Vier (Mies, Noll,
Schröder, Weber) traten vor dem Verbot von 1956
in die Partei ein, zwei (Priemer und Stehr) 1960
bzw. 1962. Mies, Weberund Schröder waren haupt-
amtliche FDJ-Funktionäre, Noll arbeitete als Re-
dakteur der Hamburger Parteizeitung, und alle ka-
men aus dem Apparat der illegalen KPD. Nur
Landefeld, Nödinger und Rosenberg traten nach
1968 der DKP bei. Die erfolgreiche Verteidigung
der apparativen Bastionen durch die Parteiführung
zeigte sich auch in der Funktion von Kurt Fritsch im
Präsidium, er wurde zuständig für die „Finanzpoli-
tik der Partei“42 ). Fritsch gehört zu der Altersko-
horte von Mies und Weber, war wie sie FDJ-Funk-
tionär und Mitglied des Sekretariats des ZK der
verbotenen KPD gewesen. Schließlich wurde er-
neut Otto Hans zum Vorsitzenden der Zentralen
Schiedskommission der Partei gewählt. Auch er ge-
hört zu den FDJ-Funktionären. Werner Stürmann
konnte nach der Wahl dem Parteivorstand vorwer-
fen, daß der Beschluß des Parteitags besonders hin-
sichtlich der Besetzung des Sekretariats „nicht um-
gesetzt wurde“43 ). Die Besetzung des Sekretariats
zeigte auch, wie die Parteiführung das Prinzip der
„Kontinuität“ in der Führung mit dem der Koopta-
tion von Führungsnachwuchs verband. Landefeld,
Nödlinger und Rosenberg hatten zuvor jahrelang
im zentralen und bezirklichen Apparat der DKP
gearbeitet.

Vordergründig war der Parteitag für die „Erneue-
rer“ keine Niederlage. Vor allem programmatisch
und konzeptionell erzielten sie Erfolge: Die Frau-
enquote wurde durchgesetzt, die Verabschiedung
der beiden programmatischen Dokumente „Zur
Lage der Partei“ und „Bundesrepublik 2 000“ auf
einen Sonderparteitag 1990 verschoben. Der Par-
teitag erkannte an, durch die Entwicklung in der
Sowjetunion sei „eine Grundsatzdiskussion über
unser Verhältnis zum realen Sozialismus und die
Geschichte der kommunistischen Bewegung“ aus-
gelöst worden. Und die Partei erwartete, „wie die
kommunistische Weltbewegung insgesamt“, eine
längere „Phase des Suchens nach neuen Antwor-
ten“: Dazu gehörten die Fragen nach der „Strategie
der revolutionären Partei der Arbeiterklasse heute,
zur Anwendung der Grundprinzipien des demokra-
tischen Zentralismus, zum Verhältnis von Reform
und Revolution, zu den Sozialismusvorstellungen“.
Aber bei der prinzipiellen Bejahung von der „Öf-
fentlichkeit aller Diskussionsprozesse“ wurde doch
allen „Tendenzen von Lager- und Fraktionsbildung



und der Etablierung politischer Plattformen“ eine
klare Absage erteilt. An dieser Stelle befestigte die
Parteiführung ihre Grundsatzposition. In der Frage
der Aufarbeitung der eigenen Parteigeschichte folgt
der Parteitag wiederum den „Erneuerern“. Aller-
dings ging es nicht so sehr um die 20jährige Existenz
der DKP, sondern um die „70jährige Geschichte
unserer Partei“, wie es Mies in seinem Schlußwort
auf dem Parteitag formulierte44).

Nach dem Parteitag hat Gehrcke die „verschiede-
nen Optionen“ beschrieben, die die Parteivor-
stands-Mehrheit als Reaktion auf die innerparteili-
che Opposition besaß. Ihr taktischer Ausgangs-
punkt war das innerparteiliche Kräfteverhältnis.
„Volle Konfrontation“ hätten die „Erneuerer“ zu

erwarten, wo sie „isoliert“ oder vorsichtig vorgin-
gen, „Anpassung verbal und/oder teilweise Zuge-
ständnisse“, wenn die Positionen der Opposition
auf Zustimmung stießen, und „Unsicherheit/Ab-
warten bei unklaren Mehrheitsverhältnissen . . .
oder bei umgekehrten Mehrheitsverhältnissen in
Bezirken und Kreisen. Klassische Machtpolitik, wo
immer das möglich ist (Personalpolitik, bei entspre-
chenden Mehrheiten).“ Schließlich erwähnte er
noch das „schlichte Aussitzen, um den gegen Er-
neuerung wirkenden Zeitfaktor auszunutzen“45 ).
Der Zeitfaktor arbeitete tatsächlich gegen die Strö-
mung. Die Konflikte, die mit der Ausgrenzung der
Opposition verbunden waren, beschäftigten die
DKP bis zum Herbst 1989 und endeten mit dem
Austritt der „Erneuerer“46 ).

VII. Die Perspektive eines „linken Blocks in der Bundesrepublik“

Nach dem Parteitag bekamen immer mehr Anhän-
ger der Parteiopposition Zweifel über die realisti-
schen Chancen des Konzepts „Erneuerung“ der
DKP. Zum Wortführer der Zweifler machte sich
der Marburger Politologieprofessor Georg Fül-
berth47). Er erklärte das Konzept der „Erneue-
rung“ der DKP für unrealistisch und plädierte für
eine „Umgründung“. Die DKP sollte nach seinen

' Vorstellungen aktiv mitwirken an der „Herstellung
eines linken Blocks“. Er erwartete, so wurde er
zitiert, „daß es in den neunziger Jahren zu Umgrup-
pierungen innerhalb der Linken kommen werde.
Insbesondere bei Teilen der Grünen, nämlich un-
dogmatischen Linken, Ökosozialisten und Fundis

sah Fülberth diejenigen Kräfte, mit denen es zu-
sammen gelingen könne, einen linken Block zu for-
mieren.“48 ) Für ihn waren folgerichtig nunmehr die
Strömungen und innerparteilichen Gruppen in der
DKP nur noch „ein produktiver Faktor im Prozeß
der Umgründung der Partei“49), zumal ein linker
Block nur mit pluraler Binnenstruktur vorstellbar
wäre. Fülberth hat die Krise der DKP an anderer
Stelle mit der Entwicklung in der Sowjetunion seit
1985 begründet: „Die DKP war von Anfang an eine
Partei, die ihr Selbstverständnis von der Systemaus-
einandersetzung ableitete und den nachkapitalisti-
schen Ländern eine zentrale Funktion bei der Über-
windung der kapitalistischen Verhältnisse hierzu-
lande zumaß. Nachdem die UdSSR seit 1985 diese
Funktionen selbst in Frage stellt, läßt sich die bis-
herige Konzeption der DKP nicht mehr erhal-
ten.“50 )

Zu dieser für die DKP dramatischen Veränderung
der internationalen Konstellation ihrer Politik ka-
men dann noch „Defizite auf Politikfeldern, die in
der Periode eines in erster Linie auf die Staaten des
realen Sozialismus bezogenen Internationalismus
weitgehend vernachlässigt worden waren“51 )- Jetzt
rächten sich nach seiner Ansicht die Fehler der
DKP in den siebziger Jahren: „Auf die Offensive
des Eurokommunismus Mitte der siebziger Jahre
reagierte sie hilflos verworren. Die Reaktion auf
die Ausbürgerung Wolf Biermanns 1976 entwik-
kelte sich vollends zum Debakel der Partei in der



Intelligenz. Sie hat sich sowohl in der Umweltfrage
als auch in der Demokratiefrage so isoliert, daß sie
von der Vorbereitung einer neuen Oppositions-
gruppierung — DIE GRÜNEN — ausgeschlossen
ist.“52 ) Die von Fülberth prognostizierte Umgrup-
pierung von Teilen der Linken in der Bundesrepu-
blik in den neunziger Jahren wurde vom Präsidium
der DKP als mögliche Entwicklung ernstgenom-
men 53).

Man kam jedoch zu dem Ergebnis, zunächst einmal
die Relationen zurechtzurücken. Die „Umgruppie-
rung im linken Spektrum“, „vor allem auch weltpo-
litisch gesehen“, sah man zunächst und vor allem in
der stärkeren „Annäherung von Kommunisten und
Sozialdemokraten“. Die DKP bezog sich auf das
gemeinsame SED-SPD-Ideologiepapier und sah

die Debatte „gelegentlich“ schon in der Nähe dei
Frage, „ob nicht gar eine .Wiedervereinigung1 vor
kommunistischer und sozialdemokratischer Strö-
mung“ ins „Blickfeld rücke“. Gemessen an diesei
Perspektive könnte es bei den Grünen nur um einer
„Teilprozeß in einem relativ kleinen politischer
Spektrum“ gehen54). Freilich konzedierte die
DKP-Führung, daß eine solche „Umgruppierung“
die eigene Mitgliedschaft erheblich tangieren
würde. Diese Spekulationen über die Neuformie-
rung der radikalen Linken in der Bundesrepublik
waren der Hintergrund für die Ausgrenzung der
„Erneuerer“, die der DKP-Parteiapparat 1989 ins
Werk setzte. Erst nach dem November 1989 wur-
den all diese Überlegungen aktuell, die Kommu-
nisten mußten sich in Deutschland neu formie-
ren.

VIII. Die DKP-Finanzkrise 1989

Die Darstellung der DKP-Parteikrise wäre unvoll-
ständig, ohne auf die Finanzkrise einzugehen, in die
sie der Zerfall der SED-Herrschaft Ende 1989
stürzte. Offenbarte sie doch, was ihre Kritiker
schon längst wußten: Die DKP war nicht primär
eine „hiesige“ Partei, sondern der Interventionsap-
parat der SED in der Bundesrepublik. Am 6. De-
zember meldete die UZ: „Das DKP-Präsidium sah
sich . . . gezwungen, alle beim Parteivorstand be-
stehenden Beschäftigungsverhältnisse zu been-
den“55 ) — es betraf 500 Hauptamtliche. Auch die
Funktionäre in den Bezirksgeschäftsstellen mußten
gehen. Am selben Tag gab in Berlin die SEW be-
kannt: „Gesichert sei die Auszahlung der Gehälter
der Parteiangestellten „bis 13. 12. ‘. Erforderlich
werde die Kündigung der 86 Betroffenen und die
Suche von Nachmietern für von der SEW bisher
genutzte Räume.“56 ) Die SED-Krise traf auch die
der DKP verbundenen Verlage und Organisatio-
nen. Der Kölner Pahl-Rugenstein-Verlag mußte
Konkurs anmelden, die SED-eigene Anzeigen-
agentur „Interwerbung“ stornierte Anzeigenauf-
träge in Höhe von „über 1,5 Millionen DM“57 ).
Der FDGB-Gewerkschaftsverlag „Tribüne“ kün-
digte seine Verträge mit dem Frankfurter Nachrich-

ten-Verlag. Die seit 1961 erscheinende Zeitschrift
„Nachrichten zur Wirtschafts- und Sozialpolitik“,
zentrales Instrument der DKP-Gewerkschaftspoli-
tik, wurde zum Jahresende 1989 eingestellt. Die
DKP-eigene Presseagentur „Progress Presseagen-
tur“ (PPA) mußte aufgelöst werden, als die DDR-
Nachrichtenagentur ADN und der Sender „Stimme
der DDR“ ihre Abonnements stornierten58 ). Auch
die seit 1961 existierende „Deutsche Friedens-
Union“ stellte ihr Wirken ein. Ihre Bundesge-
schäftsstelle sowie alle Landesgeschäftsstellen wur-
den geschlossen. „Das Aus ist .wesentlich verur-
sacht durch die schlagartige Einstellung fast aller
Dauerspenden", hieß es“59). Das Schicksal der
DFU teilte auch die „traditionsreichste und mitglie-
derstärkste antifaschistische Organisation in der
Bundesrepublik“ (taz), der VVN/BdA (Vereini-
gung der Verfolgten des Naziregimes/Bund der An-
tifaschisten). Auf der VVN-Bundesvorstandssit-
zung im November 1989 antwortete Generalsekre-
tär Kurt Erlebach, Mitglied des DKP-ParteiVor-
stands, auf Fragen nach der Finanzlage der
15 000 Mitglieder starken Organisation noch kurz
und lapidar: „Es gibt keine Fremdfinanzierung.“ )
Anfang Dezember erfuhren die Mitarbeiter der
Frankfurter Bundesgeschäftsstelle, daß ihnen zum
31. Dezember 1989 gekündigt wurde. Mittelbar wa
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-
ren davon auch die Landesorganisationen betrof-
fen.

Die nicht der DKP angehörenden Mitglieder des
Bundesvorstands setzten eine von Sozialdemokra-



ten dominierte Kommission ein, um die politische
und finanzielle Abhängigkeit der VVN-BdA von
der DKP zu untersuchen. Der bisherige Organisa-
tionssekretär Jörg Ehret (DKP) enthüllte nun, daß
vor Einstellung von hauptamtlichen Mitarbeitern
bei der VVN-BdA die Bewerbungsunterlagen „zu-
nächst zum Parteivorstand der DKP, Abteilung
Personalpolitik (gingen) ... in aller Regel war nur
mit Zustimmung der DKP eine Einstellung bei der
VVN-BdA möglich. Dies galt sowohl für Einstel-
lungen auf der Bundes- wie auch auf der Landes-
ebene“61 )- Weiter wurden die DKP-Mitglieder im
Sekretariat der VVN-BdA regelmäßig von „einem
Vertreter des Präsidiums der DKP“ angeleitet. Die
Annahme von Spenden aus der DDR rechtfertigt
der ehemalige Organisationssekretär mit dem Ar-
gument: „Ich bin der Meinung, daß es weder ein
Verbrechen war noch ist, aus der DDR Geld anzu-
nehmen. Im Gegenteil. Lange Jahre wäre in unse-
rem Land antifaschistische Arbeit, eine konse-
quente Friedensarbeit unmöglich gewesen, wenn es
diese Gelder nicht gegeben hätte.“ Als Fehler
räumte er ein, über diese DDR-Spenden nicht gere-
det zu haben. Dadurch wäre die Chance verpaßt
worden, „alternative Finanzierungskonzepte zu
entwickeln, als die politisch möglich wurden“62 ).
Der schlagartige Zusammenbruch des hauptamtli-
chen Apparats der DKP und ihrer Vorfeldorganisa-
tionen als Folge der Partei- und Herrschaftskrise
der SED beantwortet die Frage, warum die DKP
trotz aller parlamentarischen Mißerfolge über
20 Jahre hinweg als Partei in der Bundesrepublik
existieren konnte. Die Fremdfinanzierung machte
die Partei unabhängig von Wählerstimmen und vom
Mitgliederwillen.

Anfang Januar 1990 gab es die sensationellste Ent-
hüllung über die DKP: „Der Spiegel“ veröffent-
lichte einen Bericht über „eine geheime, illegale
,militärische Organisation4 (MO)“, die vom SED-
Militärapparat in der Bundesrepublik aufgebaut
worden sei. Für die insgesamt „bis zu 300 Mann“
starke Kampfgruppe seien nach Angaben eines Mit-
glieds „vertrauenswürdige Mitglieder der Deut-
schen Kommunistischen Partei (DKP) verpflichtet
worden“63). Erwartungsgemäß dementierte die
DKP-Führung diese Berichte heftig und bestritt je-
den Zusammenhang zur Partei64 ). Nach Recher-
chen und einem Bericht der DDR-Zeitung „Neuer
Tag“ am 27. Februar sah sich das DDR-Verteidi-
gungsministerium gezwungen, offiziell das militäri-
sche Geheimtraining von Bundesbürgern durch das
Ministerium für Staatssicherheit zuzugeben65). Ob
es sich bei diesen Sabotage-Kommandos um DKP-
Mitglieder gehandelt hat, wollte man jedoch weiter-
hin nicht verraten, „da es keine Namenslisten
gebe“66 ). Sollte die „Militärorganisation“ tatsäch-
lich existiert haben, worauf nach der ersten Ver-
blüffung inzwischen vieles hindeutet, dann wäre
dies ein letzter Beweis für die jahrzehntelangen,
von der SED finanzierten Untergrund — und Inter-
ventionsanstrengungen der DKP gewesen.

Anfang Mai 1990, als der deutsche Vereinigungs-
prozeß eine Realität war, bewertete Rolf Priemer,
neugewählter Sprecher der DKP. konsequenter-
weise das absehbare Ende der DDR für die deut-
schen Kommunisten als „eine Niederlage histori-
schen Ausmaßes“67 ).



Hans Josef Horchern

Der Verfall der Roten Armee Fraktion

I. Die RAF in der ehemaligen DDR

Zwischen dem 6. und dem 18. Juni 1990 wurden
neun ehemalige Mitglieder der Roten Armee Frak-
tion (RAF) in der DDR verhaftet. Sie hatten seit
Jahren, zum Teil sogar schon seit 1980, in Ostber-
lin, Frankfurt/Oder, Magdeburg und an anderen
Orten des ehemaligen kommunistischen Machtbe-
reichs unter falschem Namen gelebt. Einige hatten
geheiratet und Kinder bekommen. Alle gingen ge-
regelter Arbeit nach.

Die Hauptabteilung XXII des Ministeriums für
Staatssicherheit (MfS) hatte die Betreuung der frü-
heren Terroristen übernommen, ihnen eine neue
Identität verschafft und Arbeitsplätze besorgt. Das
führte zu Spekulationen, daß das MfS mit Wissen
oder auf Weisung der DDR-Regierung die Aktio-
nen der RAF genutzt haben könnte, die Bundesre-
publik Deutschland zu destabilisieren.

Die Haftbefehle gegen zwei RAF-Mitglieder (Ek-
kehard Freiherr von Seckendorf und Sigrid Sterne-
beck) waren u. a. damit begründet, daß sie bei
Aktionen der RAF in den Jahren 1984 und 1985
mitgewirkt hätten. Zeugen hatten erklärt, daß sie in
einem der Räuber bei einem Banküberfall am
26. März 1984 in Würzburg Ekkehard von Secken-
dorf erkannt hätten. Andere Zeugen glaubten, in
Sigrid Sternebeck die Frau wiedererkannt zu ha-
ben, die den Pkw beschafft hatte, der bei dem An-
schlag auf die US-Airbase in Frankfurt/Main am
8. August 1985 als Autobombe benutzt worden
war.

Eifrige Rechercheure hatten außerdem herausge-
funden, daß Henning Beer sich Urlaub genommen
hatte, als deutsche Terroristen einen Anschlag auf
den amerikanischen Stützpunkt in Rota bei Cadiz/
Spanien vorbereiteten. Die Schießerei zwischen
den Terroristen und der spanischen Polizei, bei der
die Vorbereitungen entdeckt wurden, fand am
18. Juni 1988 statt. Henning Beer war laut Arbeits-
buch vom 17. bis zum 20. Juni seinem Arbeitsplatz
ferngeblieben. Als der Wagen des Staatssekretärs
im Bundesfinanzministerium, Hans Tiedtmeyer,
am 19. September 1988 von RAF-Leuten beschos-
sen wurde, hatte Henning Beer wieder frei. Vom
17. September bis zur Spätschicht am 20. Septem-
ber war er nicht an seinem Arbeitsplatz. Auch als
Alfred Herrhausen am 30. November 1989 umge-
bracht wurde, erschien Beer nach journalistischen

Beobachtungen drei Tage lang nicht zur
Schicht ).1

Ekkehard von Seckendorf und Sigrid Sternebeck
haben für die Zeit, in der Zeugen sie angeblich als
Mittäter von Aktionen der RAF gesehen haben
wollen, ein Alibi. Nach den Erfahrungen von Fahn-
dungsbeamten ist auf die Aussagen von Zeugen bei
kurzfristigen Gewaltaktionen nur wenig Verlaß.

Henning Beer wird vermutlich ebenfalls entla-
stende Tatsachen für die Zeit vorbringen können,
für die ihn Journalisten einer Mittäterschaft ver-
dächtigen. Abgesehen davon mutet es geradezu
abenteuerlich an davon auszugehen, daß Henning
Beer von Neubrandenburg, wo er verhaftet wurde,
für einen Tag nach Spanien geflogen sein könnte,
um sich dort an den Vorbereitungen zu einem
Sprengstoffanschlag zu beteiligen. Nach den bishe-
rigen Erfahrungen hat die RAF ihre Aktionen im-
mer sehr sorgfältig und damit langfristig vorberei-
tet. Der Anschlag gegen Karlheinz Beckurts am
9. Juli 1986 z. B. ist nach den Erkenntnissen des
Bundeskriminalamtes von dem dafür verantwortli-
chen Kommando „Mara Cargol" mindestens drei
Monate lang vorbereitet worden. Die Phase zur
Planung und Vorbereitung des Mordes an Alfred
Herrhausen hat mit Sicherheit noch länger gedau-
ert. Die Vorbereitungen für alle bisherigen An-
schläge der RAF sind von dem jeweiligen Kom-
mando kollektiv getroffen worden. Die Pläne wur-
den gemeinsam besprochen und beschlossen. Die
einzelnen Aufgaben wurden auf die jeweils sach-
kundigen Mitglieder des Kommandos verteilt. Die
Tat war bei allen Aktionen eine Gemeinschaftstat;
den Erfolg konnte sich jeder zurechnen, den Miß-
erfolg mußte jedes Mitglied des Kommandos tra-
gen.

Es ist völlig ausgeschlossen, daß Henning Beer als
Mitglied des Kommandos während der ganzen Vor-
bereitungsphase in der ehemaligen DDR seiner Ar-
beit nachgegangen sein könnte, um dann am Tage
des Attentats in die Bundesrepublik einzureisen
und hier gewissermaßen nur den Auslösungsmecha-
nismus für die Bombe zu betätigen.

Die im Juni in der ehemaligen DDR festgenomme-
nen RAF-Mitglieder sind aus dem Terrorismus aus-
gestiegen. Sie haben der Gewalt abgeschworen. Die
Bekundungen des früheren Leiters der Hauptabtei-



lung XXII, Generalleutnant Gerhard Neiber, den
ehemaligen Terroristen sei die Staatsbürgerschaft
der DDR und die neue Lebenslegende nur nach
ihrer ausdrücklichen Zusicherung gegeben worden,
in Zukunft von terroristischen Anschlägen abzuse-
hen und die Beziehungen zur RAF abzubrechen2),
sind glaubhaft.

Das Risiko, der RAF zu erlauben, das Hoheitsge-
biet der ehemaligen DDR als Ruheraum oder gar
als Operationsbasis zu nutzen, wäre zu groß gewe-
sen. Bei einer derartigen Operation hätte der Mini-
ster für Staatssicherheit, Erich Mielke, mit Sicher-
heit Erich Honecker, wahrscheinlich sogar das ge-
samte Politbüro, unterrichten und um entspre-
chende Genehmigung nachsuchen müssen. Die
ehemalige DDR war auf dem Wege, in der Völker-
gemeinschaft weitere internationale Reputation zu
gewinnen. Bei Bekanntwerden von Unterstüt-
zungshandlungen für deutsche Terroristen wäre
dieser Prozeß abgebrochen worden. Darüber hin-
aus hätte die DDR-Regierung mit der Streichung
sämtlicher westdeutscher Kredite und Zuwendun-
gen aus Swing, Transitgebühren und den Präferen-
zen des mittelbaren Zugangs zur Europäischen Ge-
meinschaft rechnen müssen.

Umgekehrt ist es nicht vorstellbar, daß sich die
RAF in Abhängigkeit zum MfS begeben hätte. Die
RAF hat aufgrund ihres Selbstverständnisses „im-
mer abgelehnt, für eine andere Organisation tätig
zu werden, auch nicht als Kompensationsgeschäft
für geleistete Hilfsmaßnahmen“3). Der 1984 einge-
leitete Versuch der RAF eine „westeuropäische
Guerilla“ aufzubauen, wurde von ihr nur unter-
nommen und weiterbetrieben, weil sie gegenüber
ihren Bündnispartnern hoffte, den maßgebenden
Einfluß zu behalten. Die Zusammenarbeit mit den
italienischen „Roten Brigaden“ erschwerte sich,
weil gerade dieser Punkt von den Italienern immer
wieder in Frage gestellt wurde.

Was wollte die Stasi von den ehemaligen RAF-Leu-
ten? Zunächst einmal ist jeder Geheimdienst
— und das MfS war einer der besten Dienste — an
Informationen über Systeme interessiert, die in die
Politik hineinarbeiten oder hineinwirken könnten.
Selbst späte Erkenntnisse über die Struktur, die
Operationen und die Ziele der RAF aus den sieb-
ziger Jahren mußten für das MfS interessant sein.
Die Befragungen der ehemaligen RAF-Mitglieder
zu Beginn der achtziger Jahre wiederum ließen
Rückschlüsse zu auf mögliche Veränderungen des
Operationsbildes. Inge Viett etwa mußte noch aus
der Zeit ihres Aufenthaltes in Paris über Zugänge
verfügen, aus denen man vielleicht Informationen
über die Aussichten einer „westeuropäischen

Guerilla“ gewinnen konnte. Andere ehemalige
Terroristen — vor allem Susanne Albrecht — hat-
ten Verbindungen in den Nahen Osten. Über sie
konnten Fäden geknüpft werden, die vor allem für
die „Hauptverwaltung Aufklärung“ von General-
leutnant Markus Wolf von Interesse sein mußten.
Dem Geheimdienst der DDR ging es im Nahen
Osten nicht nur um die Gewinnung von Informatio-
nen, sondern auch um die Mehrung des Einflusses
der DDR4).

Ähnlich muß man auch die übergeordneten Inter-
essen der UdSSR sehen, die das MfS in den achtzi-
ger Jahren noch zu berücksichtigen hatte. Die So-
wjets registrieren schon seit geraumer Zeit Ent-
wicklungen terroristischen Charakters in ihrem ei-
genen Herrschaftsbereich. Sie müssen zum Beispiel
fürchten, daß sich der Fanatismus schiitischer Fun-
damentalisten in ihren moslemischen Provinzen
ausbreitet. Möglicherweise hat das MfS den ehema-
ligen westdeutschen Terroristen auch deshalb Zu-
flucht gewährt, um seinen Bündnispartnern im
KGB erklären zu können, welche Gruppen nach
welchen Methoden operieren und welche Verbin-
dungen zwischen europäischen und nahöstlichen
Organisationen bestehen.

Die Tatsache, daß sich mehrere der in der DDR
festgenommenen Terroristen inzwischen freiwillig
in die Bundesrepublik haben verlegen lassen,
spricht ebenfalls dafür, daß die RAF-Leute in der
DDR mit der Organisation und den Aktionen ihrer
ehemaligen Genossen nichts mehr zu tun haben
wollen. Sowohl Susanne Albrecht als auch Silke
Maier-Witt wollen von der jetzt gültigen Kronzeu-
genregelung in der Bundesrepublik Gebrauch ma-
chen. Werner Lotze hat erklärt, er rechne damit,
„daß das in der Bundesrepublik für Aussteiger gel-
tende Recht und die dort für Aussteiger entwickel-
ten Programme angewandt werden“5). Nach den in
der Bundesrepublik entwickelten Vorschriften setzt
dies allerdings voraus, daß auch Werner Lotze aus-
sagen muß.

In diesem Zusammenhang bleibt der Vorwurf zu
klären, daß die deutschen Sicherheitsdienste seit
1986 über Hinweise auf den Aufenthalt von RAF-
Terroristen in der ehemaligen DDR verfügt hätten.
Inzwischen ist bekannt geworden, daß dem Bundes-
kriminalamt in drei Fällen tatsächlich derartige In-
formationen vorlagen. Daneben gab es aber Hun-
derte von weiteren Informationen über den Aufent-
halt von inzwischen in der DDR verhafteten RAF-
Mitgliedern im Nahen Osten. Die westdeutschen
Behörden sind auch den Hinweisen, die die DDR
betreffen, nachgegangen. Weder Anfragen bei den
Behörden der DDR noch eigene Recherchen führ-
ten zur Klärung.



Das ändert natürlich nichts an der inzwischen ge-
wonnenen Erkenntnis, daß das MfS Hilfestellung
gegeben hat für Anschläge aus dem Bereich des
internationalen Terrorismus gegen westdeutsche
und amerikanische Ziele. Bekannt war schon seit
dem Prozeß gegen Ahmed Hasi und Farouk Sala-
meh am 26. November 1986 vor dem Landgericht
in Berlin, daß der syrische Geheimdienst mit Wis-
sen und Billigung des MfS den Anschlag gegen die
Deutsch-Arabische Gesellschaft in Westberlin am
29. März 1986 organisiert und durchgeführt hatte.
Nach den jetzt entdeckten Unterlagen steht fest,
daß Libyen verantwortlich war für den Bombenan-
schlag auf die Westberliner Diskothek La Belle am
5. April 1986. Diese Operation wurde vom MfS
nicht nur gebilligt, sondern auch unterstützt.
Spekulation aber sind wohl die Äußerungen des
SPD-Abgeordneten Wilhelm Nöbel, Mitglied des
Innenausschusses des Bundestages, nach denen
eine „total abgeschottete“ Gruppe von Stasi-Mitar-
beitern nicht nur RAF-Pensionären eine neue Hei-
mat besorgt, sondern auch aktive RAF-Kader logi-

stisch unterstützt und für sie Bekennerschreiben
verfaßt hätte6 )- Bisher hat Nöbel keine Unterlagen
für seine Behauptung vorgelegt.
Für die derzeit noch operierende RAF ist sowohl
die Tatsache, daß bekannte Genossen in verhältnis-
mäßig hoher Zahl aus dem Kampf ausgeschieden
sind, eine propagandistische Niederlage, als auch
die Tatsache, daß diese Genossen jetzt verhaftet
werden konnten. Die Bereitschaft einiger Grup-
penmitglieder, jetzt als Kronzeuge aussagen zu wol-
len, gleicht dem Eingeständnis einer verlorenen
Schlacht.
Der Rückblick auf die vergangenen Jahre des
Kampfes und die inzwischen gewonnene Erkennt-
nis, daß die RAF-Kader eine unerwartet hohe Be-
reitschaft zum Ausstieg und zur Resignation gezeigt
haben, weist auf Risse in der Struktur der RAF und
auf Differenzen zwischen den einzelnen Organisati-
onsringen. Die RAF hat ihre Organisation mehr-
mals zum Teil auch deshalb geändert, weil sie da-
durch nach Niederlagen neue Energien zu gewin-
nen hoffte.

II. Änderungen in der Organisation

In der Erstphase der RAF-Anschläge zwischen
1970 und 1972 lagen Initiative, Befehlsgewalt und
Kontrolle bei den Aktivisten aus dem Kommando-
bereich. Als die Führungsgruppe (Andreas Baader,
Gudrun Ensslin, Ulrike Meinhof, Jan Carl Raspe)
im Juni 1972 inhaftiert worden war, verlagerte sich
der hierarchische Schwerpunkt auf die Gefange-
nen. Die sich gleichzeitig entwickelnde Fixierung
der Aktionen der RAF auf die Freipressung ihrer
Gefangenen begrenzte den bewaffneten Kampf.
Mit dem Scheitern der Großoperationen des Jahres
1977 (Ponto, Buback, Schleyer) veränderte sich
auch das Konzept der RAF. Bis zur Ermordung von
Hanns Martin Schleyer zielte die RAF-Strategie auf
die Entführung von Persönlichkeiten aus Politik,
Industrie und Wirtschaft, um dadurch den Staat
unter Druck zu setzen und ihre Gefangenen freizu-
pressen. Nach 1977 hat die RAF keine erpresseri-
schen Geiselnahmen mehr durchgeführt. Alle fol-
genden Operationen waren nur auf die Tötung von
Repräsentanten des „Militärisch Industriellen
Komplexes“ (MIK-Strategie) und von Vertretern
des „Repressionsapparates“ gerichtet. Mit dieser
Entwicklung ging eine erneute Umschichtung der
Organisationsstruktur einher.

Im Jahre 1982 versuchte die RAF erstmals, den
bewaffneten Kampf auf eine breitere Basis zu stel-
len und ideologisch zu begründen. Im Mai 1982
tauchte eine neue strategische Schrift der RAF auf
mit dem Titel „Guerilla, Widerstand und anti-impe-
rialistische Front“. In dieser Schrift erklärte die

RAF, es sei möglich und notwendig, einen neuen
Abschnitt in der revolutionären Strategie zu entfal-
ten. Guerillas, militante und politische Kämpfer
sollten als „integrale Komponenten“ zusammen-
kommen. Guerilla sei der bewaffnete Kampf aus
der Illegalität; die Militanten hätten ihre Anschläge
vorwiegend aus der Legalität auszuführen; die poli-
tischen Kämpfer sollten Widerstand praktizieren.
Das gemeinsame Ziel sei der Aufbau einer anti-
imperialistischen Front. In dieser Organisation sei
die Trennung zwischen den verschiedenen Linien
aufgehoben.
Neben der strategischen Zielsetzung wurde aus die-
sem Papier auch die neue Organisationsstruktur der
RAF deutlich. Zentrum der Organisation schien
zunächst nach wie vor der Bereich der Gefangenen
zu sein. Die Operationen wurden von „Komman-
dos“ durchgeführt, einer Ebene, die damals (wie
heute) nur 15 bis 20 Personen umfaßte. Dem Kom-
mandobereich vorgelagert waren die „Illegalen Mi-
litanten“, die etwa 200 Mitglieder umfaßten. Der
letzte Kreis der RAF, der in dem Papier als „die
politischen Kämpfer“ gekennzeichnet wurde, ist
das weitere Umfeld oder der „legale Arm“ der
RAF. Er umfaßte Anfang der achtziger Jahre rund
400 Unterstützer und Sympathisanten.
Im Jahre 1984 allerdings zeigte sich, daß die Gefan-
genen nicht mehr allein und unbedingt an der Spitze
der RAF-Hierarchie standen. Bei der Festnahme
von sechs Kernmitgliedern im Juli 1984 in Frankfurt
und Karlsruhe wurde ein „Planungs- und Diskus-
sionspapier“ gefunden, dessen Inhalt offensichtlich
mit den inhaftierten RAF-Mitgliedern besprochen



worden war, aber nur in Nebensächlichkeiten kor-
rigiert werden konnte. Die Federführung in den
Planungen der künftigen Aktionen und die Leitung
der Diskussionen um die Strategie der Zukunft la-
gen eindeutig nicht mehr bei den Gefangenen, son-
dern bei den „Kommandos“7). Die Materialien
über „Planung und Diskussion“ bildeten die theo-
retische Grundlage für die „Offensive 84/85“.

Am 4. Dezember 1984 begannen die Gefangenen
einen Hungerstreik. Die „Illegalen Militanten“
führten währenddessen insgesamt 15 Sprengstoff-
und 23 Brandanschläge durch. Die Hälfte davon
richtete sich gegen militärische Objekte. Das
„Kommando Patsy O’Hara“ tötete den deutschen
Rüstungsmanager Ernst Zimmermann in Mün-
chen, nachdem ein „Kommando Elisabeth van
Dyck“ der „Action Directe“ (AD) den französi-
schen General Rene Audran in Paris erschossen
hatte. Nach der Ermordung von Zimmermann am
1. Februar 1985 brachen die RAF-Gefangenen den
Hungerstreik ab.

Die Verschiebung von Initiative und Entscheidung
auf die Ebene der Kommandos dauerte zunächst
an. Sie wurde zuletzt erkennbar bei der „Offensive
86“. Davor kam es zu einem deutlichen Verlust an
Sympathie und Unterstützung.
Am .8 August 1985 verübte die RAF einen schwe-
ren Bombenanschlag auf den amerikanischen Luft-
waffen-Stützpunkt am Rhein-Main-Flughafen in
Frankfurt. Sie brachte eine Autobombe zur Explo-
sion, tötete zwei Amerikaner und verletzte elf Pas-
santen. Am 7. August hatten zwei Mitglieder der
RAF den amerikanischen Soldaten Edward Pimen-
tal mit einem Genickschuß ermordet, um seine
Identifizierungskarte zu rauben. Mit ihr erschlich
sich die RAF den Zugang zu der abgesperrten Air-
Force-Base. In dem späteren „Bekennerbrief“
sagte die RAF, es habe sich um eine gemeinsame
Aktion mit der AD gehandelt.
Schon die Ermordung von Ernst Zimmermann war
bei der Neuen Linken auf Unverständnis gestoßen.
Der Genickschuß-Mord an dem amerikanischen
Soldaten Edward Pimental führte zu erheblichen
Diskussionen auch im legalen Umfeld der RAF.
Die Kommando-Ebene der RAF sah sich gezwun-
gen, zu dem Attentat in einem besonderen Papier
Stellung zu nehmen; sie erkannte an, daß der Mord
ein „Fehler“ war8).

Der Verlust der Resonanz unter den Linken und die
verzweifelten Versuche nach neuen revolutionären
Subjekten führte die RAF zu einer weiteren Verwi-
schung zwischen der politischen Wirklichkeit und
ihren Vorstellungen. Die Diskussion um eine zu-
kunftsweisende Strategie des bewaffneten Kampfes
sowie über die daraus zu folgernden Methoden re-
volutionärer Taktik gingen weiter bis zum „Frank-
furter Kongreß“, den Anhänger der RAF und die
Autonome Linke am 1. und 2. Februar 1986 veran-
stalteten. Auf dieser Zusammenkunft kritisierten
sowohl die Autonomen als auch Teile der RAF-
Sympathisanten massiv die Erschießung von Ed-
ward Pimental. Sie kennzeichneten den Mord als
Akt „revolutionärer Selbstjustiz“9).

Trotz dieses Verlustes an Zustimmung hielt die
RAF an ihrem strategischen Konzept fest. Sie ging
weiter davon aus, daß die bewaffnete Aktion als
„Propaganda der Tat“ neue Anhänger mobilisieren
könne. Dementsprechend führte sie auch nach dem
Höhepunkt der Kritik von Seiten der Neuen Linken
weitere Morde durch. Am 9. Juli 1986 startete die
RAF die „Offensive 86“ und ermordete das Sie-
mens-Vorstandsmitglied Karlheinz Beckurts. Am
10. Oktober 1986 ermordeten zwei RAF-Mitglie-
der den Ministerialdirektor im Auswärtigen Amt,
Gerold von Braunmühl.

Kernpunkt des Selbstbezichtigungsschreibens der
RAF zur Ermordung von Braunmühls war die For-
derung zum Aufbau der „Revolutionären Front in
Westeuropa“. Dabei wird zunächst der Eindruck
erweckt, als ob diese Front schon Wirklichkeit sei.
Auf der anderen Seite begründen die Verfasser
immer wieder die Notwendigkeit, daß die Revolu-
tionäre in Westeuropa zusammenrücken müßten.
Der Gegner, die „Bourgeoisie“, habe sich nämlich
schon formiert: Die „Europäische Politische Zu-
sammenarbeit“ (EPZ) sei das „operative Zentrum
gegen den revolutionären Kampf“ und die „euro-
päische Säule“ der NATO. Die Europäische Ge-
meinschaft sei „das Instrument zur Durchschaltung
der Staatsapparate“. Zwischen der Bundesrepu-
blik, Frankreich. Großbritannien und Italien habe
sich eine „Vereinheitlichung“ herausgebildet — un-
ter Führung von Frankreich und der Bundesrepu-
blik.

Insgesamt vermittelt die Schrift die Erkenntnis der
RAF, daß das „revolutionäre Potential“ in Westeu-
ropa noch weit davon entfernt sei, den Aufbau
einer „revolutionären Front in Westeuropa“ abge-
schlossen zu haben.



III. Die westeuropäische Guerilla

Den ersten großangelegten Versuch, eine „westeu-
ropäische Guerilla“ aufzubauen, startete die RAF
mit ihrer „Offensive 84/85“. Zielgruppen dieser
Bündnisbemühungen waren zunächst die französi-
sche „Action Directe“ (AD) und die belgischen
„Cellules Communistes Combattantes" (CCC).

Seit Anfang 1984 hatte sich aus dem Umfeld der
RAF ein wachsendes Interesse an Operationen der
AD gezeigt. Die linken Terroristen in der Bundes-
republik Deutschland bewerteten die AD als die
damals einzige funktionsfähige marxistisch-lenini-
stische Terrororganisation in Europa. Bekenner-
briefe und andere Publikationen der AD wurden
mit Interesse gelesen und intern besprochen. Aus
diesem Interesse entstand schließlich die Zusam-
menarbeit zwischen RAF und AD, die in der Er-
mordung von Ren Audran und Emst Zimmer-
mann sowie in dem Attentat auf die amerikanische
Airbase in Frankfurt gipfelte. Die Ermordung des
Generaldirektors der französischen Renault-
Werke, Georges Besse, am 17. November 1986 ist
ebenfalls in die Operationen der „anti-imperialisti-
schen Front in Westeuropa“ einzuordnen. Georges
Besse war wie General Audran und Emst Zimmer-
mann Symbolfigur des „Militärisch-Industriellen
Komplexes“.

Mit der Verhaftung der führenden Mitglieder des
international orientierten Flügels der AD — Jean-
Marc Rouillan, Nathalie Menigon, Joelle Aubron,
Georges Cipriani — am 21. Februar 1987 in einem
Bauernhaus in der Nähe von Orleans ist die „Front“
der westeuropäischen Terroristen praktisch zer-
schlagen worden.

Die CCC leisteten der RAF nur in einem einzigen
Fall logistische Unterstützung. In dem Bauernhaus,
in dem man Jean-Marc Rouillan und seine drei
Freunde verhaftete, wurde Sprengstoff gefunden,
den die CCC bei einem Einbruch in einem Stein-
bruch in Eccaussines (Belgien) im Juni 1984 erbeu-
tet hatten. Den gleichen Sprengstoff hatte die RAF
bei einem fehlgeschlagenen Attentat auf die
NATO-Schule in Oberammergau im Dezember
1984 benutzt.

Schon im Jahre 1985 hatte sich die RAF bemüht,
auch eine Zusammenarbeit mit den italienischen
„Roten Brigaden“ zu erreichen. Das machte
Schwierigkeiten, weil sich die „Brigate Rosse“ seit
September 1984 in zwei sogenannte „Positionen“
gespalten hatte. Die erste Position nennt sich „Rote
Brigaden — für den Aufbau der kämpfenden Kom-
munistischen Partei“ (B.R.-P.C.C.) und ist — ähn-
lich wie die RAF — stärker internationalistisch und

anti-imperialistisch orientiert. Die zweite Position
heißt „Vereinigung kämpfender Kommunisten“
(U.C.C.). Sie ist mehr proletarisch und klassen-
kämpferisch ausgerichtet.

Die RAF veröffentlichte im Mai 1986 in ihrer Un-
tergrundzeitung „zusammen kämpfen“ (Nr. 6)
konzeptionelle Erklärungen von — zum Teil inhaf-
tierten — Mitgliedern der „Roten Brigaden“ ohne
Kommentar. Nach den RAF-Morden an Beckurts
und von Braunmühl gab es solidarische Äußerun-
gen von Inhaftierten der „Roten Brigaden“. An-
dere schriftliche Äußerungen deuteten Gegensätze
in Ideologie und Konzeption an.

In einer Erklärung der B.R.-P.C.C. vom 17. Fe-
bruar 1987 findet sich erstmals eine zusammenfas-
sende Bewertung der „revolutionären Aktivitäten“
von RAF und AD. Zunächst wird einschränkend
bemerkt, daß in einem „objektiven politischen
Sinne“ die westeuropäische Front der Guerilla
„Teil des Programms der Kommunisten“ sein
müsse. Weiter heißt es dann, daß sich die Aktivitä-
ten der Guerilla in Europa spezifiziert hätten.

Die B.R.-P.C.C. ging damit auf Distanz zu der von
der RAF angestrebten unmittelbaren Kooperation.
Die U.C.C. nutzte das aus und trat — obwohl bis
dahin nicht „internationalistisch“ — in offenen
Wettbewerb. Sie ermordete am 20. März 1987 Ge-
neral Licio Giorgieri, im Verteidigungsministerium
verantwortlich für die waffentechnische Ausrü-
stung der italienischen Luftwaffe. Er hatte eine ver-
gleichbare Position wie General Audran und Ernst
Zimmermann inne.

Die italienischen Sicherheitsbehörden verhafteten
im Laufe des Jahres 1987 rund 100 Mitglieder der
U.C.C., nicht zuletzt dank der Aussagebereitschaft
von Kronzeugen aufgrund der italienischen Rege-
lung der „Pentiti“. Weitere Mitglieder der U.C.C.
konnten in Frankreich und in Spanien festgenom-
men werden. Die Organisation hat sich von diesem
Schlag bis heute nicht erholt10).

Die Erklärung der B.R.-P.C.C. vom 17. Februar
1987 blieb ein Einzelfall. Zu weiteren Unterstüt-
zungshandlungen für die RAF in Agitation oder gar
Aktion von Seiten der „Roten Brigaden“ kam es
nicht. Die RAF allerdings versuchte immer wieder,
die Vision einer gemeinsamen europäischen Front
der Guerilla durch die Namensgebung ihrer Mord-
kommandos nach internationalen „Märtyrern“ auf-
rechtzuerhalten.



IV. Strukturprobleme und neue Strategie

Die RAF hatte ihr Anschlagskonzept gegen den
„Militärisch-Industriellen-Komplex", die soge-
nannte MIK-Strategie, Anfang der achtziger Jahre
entwickelt. Sowohl in den Erklärungen zu ihren
Morden als auch in den Artikeln ihrer Untergrund-
zeitung „zusammen kämpfen“ tauchte dieser Be-
griff immer häufiger auf, bis er mit der „Offensive
84/85“ (Mord an General Audran und Zimmer-
mann) und der „Offensive 86“ (Mord an Beckurts
und von Braunmühl) seinen publizistischen Höhe-
punkt erreichte und auch vom weiteren Umfeld der
RAF akzeptiert war. Danach flachte diese Be-
schreibung des bewaffneten Kampfes wieder ab.
Das wurde beschleunigt durch die Diskussion eini-
ger RAF-Mitglieder mit Funktionären der „Roten
Brigaden“ über die Frage, ob die „industrielle Um-
strukturierung Westeuropas“ schon abgeschlossen
sei oder icht ). Bei dem Hungerstreik im Februar
1990 redete niemand mehr vom „Militärisch-Indu-
striellen-Komplex".
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Ende der achtziger Jahre hatten die Ideologen in
der RAF einen anderen Stellenwert gefunden, um
die Motivationsbasis für ihre Guerilla zu beschrei-
ben: das vereinigte Europa. Die neue Definition
tauchte zunächst in der Untergrundpresse und in
einigen Ausgaben des Informationsdienstes von
Angehörigen der RAF-Gefangenen auf. Das ging
zeitlich einher mit der Erkenntnis der RAF-Genos-
sen, daß ihre Bemühungen, eine westeuropäische
Guerilla aufzubauen, gescheitert waren.

Die französische „Action Directe“ (AD), mit der
Zusammenarbeit bestand, ist für die nahe Zukunft
ausgeschaltet. Die belgischen „Kämpfenden Kom-
munistischen Zellen“ (CCC) sind zerschlagen. Die
italienischen „Roten Brigaden“ — gespalten in
zwei Positionen — verkünden zwar Kooperation;
zu einer Zusammenarbeit in der Aktion ist es je-
doch nicht gekommen. Die Solidarität mit der spa-
nischen GRAPO beschränkt sich bisher auf einige
Hungerstreik-Aktionen.

Die Erfindung eines neuen Feindbildes, nämlich
das der „europäischen Weltmacht“, soll der RAF
den Versuch erleichtern, erneut eine „europäische
Front der Guerilla“ zu formieren. Angetrieben
durch dieses neue Theorem, verübte die RAF wei-
tere Anschläge. Am 20. September 1988 beschoß
ein „Kommando Khaled Aker“ den Dienstwagen
des Staatssekretärs im Bundesfinanzministerium,
Hans Tietmeyer. Der Staatssekretär und sein Fah-
rer blieben unverletzt. Die RAF begründete den
Mordversuch mit der Behauptung, Tietmeyer sei
maßgeblich an der „Formulierung, Koordinierung

11) Vgl. Informationsdienst TERRORISMUS, Nr. 2 (Fe-
bruar) 1990.

und Durchsetzung imperialistischer Wirtschaftspo-
litik“ beteiligt.

Am 30. November 1989 tötete ein „Kommando
Wolfgang Beer“ den Vorstandssprecher der Deut-
schen Bank, Alfred Herrhausen. Er war Aufsichts-
ratsvorsitzender von Daimler-Benz und maßgeblich
beteiligt an der Fusion von Daimler-Benz mit Mes-
serschmitt-Bölkow-Blohm. Mehrfach hatte er sich
schon im Vorlauf der Wiedervereinigung nach-
drücklich für Investitionen aus privater Hand in der
ehemaligen DDR eingesetzt. Er verkörperte für die
RAF nicht nur die Verbindung von „Kapital“ und
„Rüstungsindustrie“; er symbolisierte auch die
Kräfte, die angeblich Westeuropa unter Führung
der Bundesrepublik zu einer wirtschaftlichen Su-
permacht ausbauen wollen.

Europäische Wirtschaftspolitik, durch die die
Dritte Welt ausgebeutet wird, findet nach Meinung
der RAF auch auf dem Agrarsektor statt. Reprä-
sentant für die „Schaffung des Molochs Europa“
auf diesem Gebiet ist nach Meinung der Kom-
mando-Ebene der RAF Bundeslandwirtschaftsmi-
nister Ignaz Kiechle ). Ein „Kommando Juliane
Plambek" erklärte
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am 2. März 1990, daß man
„Ignaz Kiechle angegriffen“ habe. Er stehe für die
„westeuropäischen Formierungsprozesse“, die über
den europäischen Binnenmarkt zu einem „verein-
ten Europa des Kapitals“ führen würden13).

12) Selbstbezichtigungsschreiben vom 2. 3. 1990.
•3) Ebd.
14) Vgl. Kommunique vom 3. 3. 1990.

Am 3. März verbreitete die RAF in einem Kommu-
nique, daß „das Ziel des Angriffs gegen Kiechle
nicht erreicht“ worden sei. Man habe die Aktion
abbrechen müssen, um keine Unbeteiligten zu ge-
fährden 4 ). Inzwischen14 wurde bekannt, daß die Ge-
fangenen der RAF bei der Aktion Kiechle — im
Gegensatz zu den Vorbereitungen zur Ermordung
Alfred Herrhausens — über das Ziel der Operation
orientiert und mit dem Anschlag einverstanden wa-
ren. Zu Diskussionen darüber, ob man mit Ignaz
Kiechle das richtige Zielobjekt ausgewählt habe,
kam es erst, nachdem der Anschlag gescheitert
war.

Nach dem erfolgreichen Attentat gegen Herrhau-
sen sahen viele Sympathisanten und Unterstützer
der RAF in der Wahl Ignaz Kiechles zum nächsten
Anschlagsopfer einen Abfall der revolutionären
Energie des RAF-Kommandos und vermindertes
Leistungsvermögen.

Das Kommando ging in Deckung. Es brauchte sie-
beneinhalb Wochen, um die Diskussionen aufzu-
fangen und Stellung zu nehmen. Erst am 26. April
veröffentlichte die RAF ein neues Kommunique.



Sie bestritt, einen Anschlag gegen den Bundesland-
wirtschaftsminister vorbereitet und versucht zu ha-
ben und behauptete jetzt, die Kommuniques vom
2. und 3. März seien Teil einer Desinformations-
kampagne des Verfassungsschutzes; der „Agrar-
Wurm“ Kiechle sei kein „nachvollziehbares An-
griffsziel“. Gleichzeitig kündigte sie einen „umfas-
senden Text“ darüber an, wie sich die RAF den
„revolutionären Prozeß“ vorstelle; das sei notwen-
dig, um „der desorientierung und dem chaos, das an
der vs-erklärung losgegangen ist, ein ende zu set-
zen“ ).15

Neben diesen deutlichen Dissonanzen in der Orga-
nisation war es schon vorher zu erheblichen Kom-
munikationsschwierigkeiten zwischen der Kom-
mando-Ebene und den Gefangenen gekommen.
Der Hungerstreik von Februar bis Mai 1989 war
begonnen und durchgeführt worden ohne Unter-
stützung des Kommandos. Die Gefangenen — vor

allem Helmut Pohl — hatten eine Rolle übernom-
men, die vom Kommando nicht akzeptiert, allen-
falls toleriert wurde. Das gestand Pohl ein, als er in
seinem Brief vom-10. November 1989 erklärte, die
Gefangenen hätten „für andere in dieser Zeit die
Initiative“ an sich gezogen16)- Die Aktion der Ge-
fangenen fand weder Unterstützung durch Atten-
tate aus der Kommando-Ebene noch durch An-
schläge der „Illegalen Militanten“. Die Gefangenen
beendeten den Hungerstreik ohne offensichtlichen
Erfolg. Eine einheitliche Erklärung zur Beendigung
des Streiks kam nicht zustande. An den Plänen zur
Vorbereitung der Ermordung Herrhausens waren
die Gefangenen nicht mehr beteiligt.

Eine Steuerung von Anschlägen aus den Zellen,
wie es sie noch in den siebziger Jahren gab, existiert
ohnehin nicht mehr. Die Häftlinge sahen sich kaum
in der Lage, die Situation „draußen“ noch beurtei-
len zu können ).17

V. Die RAF ohne Hoffnung?

Das neue Konzept der RAF, ihr Kampf gegen die
„faschistische Bestie Westeuropa“18), erscheint
perspektivlos. Unter diesem Motto hatte auch der
bisher letzte Mordversuch der RAF, ihr Anschlag
auf Staatssekretär Neusei, gestanden. Hans Neusei
sollte nicht deshalb getötet werden, weil er zum
„Repressionsapparat“ gehörte; die RAF wollte
ihn umbringen, weil sie ihn ihrem neuen strategi-
schen Ziel, der „europäischen Weltmacht“, zurech-
nete.

Die paranoide Fixierung der RAF auf diese Ziel-
gruppe ergibt sich sowohl aus dem kurzen Kommu-
nique am Tatort als auch aus dem seit Ende April
erwarteten Grundsatzpapier, das schließlich als er-
weitertes Bekennerschreiben zum Anschlag auf
Neusei am 29. Juli verbreitet wurde ).19

Die Erklärungen des „Kommando Jose Manuel Se-
villano“ zu der Frage, weshalb das Attentat fehl-
schlug (zu niedrige Berechnung der Sprengstoff-
menge), wirken kraftlos. Der Versuch, den An-
schlag gerade gegen Staatssekretär Neusei damit zu
rechtfertigen, daß das Innenministerium und damit
der Verfassungsschutz gegen eine Zusammenle-
gung der Gefangenen sei, hat die RAF in ihrem
Umfeld weiter unglaubwürdig gemacht. Denn der
Verfassungsschutz war und ist für eine, wenn auch
abgestufte, Zusammenlegung der Häftlinge20 ).

Das Problem der Kommando-Ebene, dem Umfeld
zu vermitteln, daß der bewaffnete Kampf fortge-
führt werden müsse, ergibt sich auch aus der recht
beiläufigen Behandlung der Entwicklung in den
Staaten des „real existierenden Sozialismus“, „die
auflösung des sozialistischen blocks und damit auch
seiner historischen funktion für die befreiungspro-
zesse im trikont“ werden als Tatsache vermerkt;
eine Untersuchung der Ursachen und der Auswir-
kungen für die Zukunft unterbleibt.

Das Kommando behauptet, daß eine „revolutio-
näre gegenmacht“ nur in einer „langen kampfphase
gegen die neu entstandene großdeutsche/westeuro-
päische weltmacht“ aufgebaut werden könne. Ein-
geräumt wird auch, daß sich „die anti-imperialisti-
sche front in Westeuropa aus einer Vielfalt von
kämpfen zusammensetzt“.

Dies ist ein Aufruf an Bündnispartner, die sich bis-
her der Zusammenarbeit versagt haben oder deren
Organisationen zerschlagen wurden. Die RAF
macht hier ihre,Sorge deutlich, alleinzustehen. Sie
weiß, daß sie den bewaffneten Kampf verloren hat,
wenn sie isoliert bleibt. Viele Genossen, die an den
Anschlägen der siebziger Jahre beteiligt waren, sind
inzwischen ausgestiegen. Die Gloriole der Guerilla
ist verblaßt.

Helmut Pohl versuchte, diesem Eindruck des Ver-
falls in einer Erklärung zu begegnen, die in einem
linken Hamburger Blättchen veröffentlicht
wurde21 ). Der Brief blieb weitgehend unbeachtet.
Er fand Resonanz erst durch eine gekürzte Veröf-



fentlichung in der Züricher „Wochenzeitung“ vom
5. Oktober 1990. Deutsche Blätter interpretierten
die Erklärung als eine Distanzierung „vom terrori-
stischen Grundprinzip der RAF“ und als Beginn
einer „Gewaltdebatte“ unter den Häftlingen).22

Diese Sichtweise ist nicht korrekt. Der Brief be-
schwört zunächst die „Einheit der Gefangenen“.
Das war sicher notwendig nach den Erfahrungen
des letzten Hungerstreiks, an dem sich nicht alle
Häftlinge beteiligt hatten.

Danach versucht Pohl, die Bedeutung der Verhaf-
tungen in der ehemaligen DDR und die Bereitwil-
ligkeit einiger früherer RAF-Genossen zu detail-
Herten Aussagen zu relativieren. Die Besorgnis der
RAF über diese Entwicklung wird dadurch unter-
strichen, daß Pohl sich in diesem Zusammenhang
ausdrücklich darauf beruft, auch im Namen von
Heidi Schulz, Christian Klar und Brigitte Mohn-
haupt zu sprechen.

In der Darstellung Pohls war es ein Fehler, daß die
inzwischen nach Westdeutschland überstellten ehe-
maligen RAF-Leute überhaupt in die RAF gekom-
men sind. Die RAF habe diesen Fehler erkannt und
„von Anfang an die Klärung und Lösung betrie-
ben“. Deshalb handele es sich nicht um „Ausstei-
ger“. Das Aussteigerprogramm sei nichts anderes
als eine „Propaganda- und so Anknüpfungsaktion
des VS“ (Verfassungsschutzes)23 ).
Das Angebot für Strafmilderung und eventuelle
Strafbefreiung, das der Verfassungsschutz poten-
tiellen Aussteigem gemacht hat, bereitet der RAF
offensichtlich erhebliche Sorgen. Pohl behauptet
nämlich, daß die in der ehemaligen DDR festge-
setzten früheren Mitglieder der RAF „längst schon
ihr lebenslänglich, revisionssicher wie immer“ be-
kommen hätten, wenn sie „vorher irgendwo verhaf-
tet worden“ wären. Mit dieser Formulierung will er
wohl die Aktivisten aus dem Umfeld, die mögli-
cherweise mit dem Gedanken spielen, den bewaff-
neten Kampf aufzugeben, abschrecken.
Das entscheidende Problem für die RAF dürfte
aber die Erfahrung sein, daß sie sich im Spektrum
des linken Extremismus nach wie vor isoliert sieht.
Nur so sind die längeren Passagen zu erklären, in
denen sich Helmut Pohl mit den „Konzept-Debat-
ten“ und der Entwicklung der „Linken“ seit Mitte
der siebziger Jahre befaßt. Er beklagt: „alle waren
gegen uns, die Unke hat entsolidarisierungs-kam-

pagnen gemacht.“ Die Tatsache, daß die offizielle
Auseinandersetzung mit der RAF „immer noch in
diesem film“ laufe, sei auf die Positionen zurückzu-
führen, die die „mitt-siebziger-linke-truppe" heute
habe. Sie sei saturiert und träume heute „von ihren
jugendabenteuem auf der spielwiese“.

Die Entschuldigung für mangelndes Engagement
laute dann, daß man gegen die Übermacht des
Staatsapparates nichts tun könne. Überall gebe es
aber Leute, die etwas tun wollten und die auch
etwas tun könnten; die Übermacht sei ein My-
thos.

Die ganze politische militante Linke müsse „jetzt
auf eine neue grundlage kommen“.
Erst am Schluß seiner Erklärung äußert sich Pohl zu
der Frage der Gewalt. Er sagt: in der revolutionä-
ren politik spielt die gewalt eine bestimmte rolle,
die bewaffnete aktion ist durch ihre politische be-
stimmung eingegrenzt, die ganze entwicklung ist
politisch kontrolliert.“ Im Streik schließlich hätten
die Gefangenen „überall, wo es gespräche gab“ —
gemeint sind wohl Gespräche mit Vertretern des
Staates—, die „dicke-balken-formulierung hinge-
legt: es verschiebt die ganze auseinandersetzung im
ganzen Zusammenhang in richtung diskussion, poli-
tischer prozeß.“24)
Aus diesen Sätzen kann man schwerlich eine Ab-
sage an die Gewalt herleiten. Sie kennzeichnen
eher den Druck, unter dem Gefangene stehen, die
sich nach wie vor einer langfristigen Strafe gegen-
übersehen. Sie machen darüber hinaus den Mangel
an Übereinstimmung zwischen den Häftlingen und
der Kommando-Ebene deutlich. Auch falls die
RAF-Gefangenen noch deutlicher als hier für die
Kanalisierung von Gewaltaktionen oder gar für den
Verzicht auf Gewalt plädieren sollten: die Kom-
mando-Ebene wird sich nicht danach richten.
Die RAF wird weitermorden. Sie glaubt, vor der
Alternative zu stehen, entweder den Kampf verlo-
ren zu haben und zu sterben oder den Kampf
— wenn auch mit geringen Chancen — fortsetzen
zu können mit dem gleichen Risiko, sterben zu müs-
sen. Das ist die Haltung von Desperados. Die RAF
hat ihrem Grundsatzpapier als Motto eine Formu-
lierung aus dem letzten Brief Holger Meins voran-
gestellt: „Menschen, die sich weigern, den Kampf
zu beenden — sie gewinnen entweder oder sie ster-
ben, anstatt zu verlieren und zu sterben.“ Die RAF
hat die Hoffnung, den bewaffneten Kampf gewin-
nen zu können, nur scheinbar aufgegeben.



Uwe Backes: Extremismus und Populismus von rechts. Ein Vergleich auf europäischer
Ebene

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 46-47/90, S. 3—14

Die Wahlerfolge der Partei der Republikaner haben 1989 in der Bundesrepublik für Aufsehen in der
Öffentlichkeit gesorgt. Ähnliche Wahlbewegungen sind auch in anderen demokratischen Verfassungsstaa-
ten Europas erfolgreich und verfügen seit dem Juni 1989 über eine Vertretung im Europäischen Parlament:
der französische Front national, die italienischen Organisationen Lega Lombarda und Movimento Sociale
Italiano, der belgische Vlaams Blök.
Der Beitrag behandelt Entstehungsbedingungen, Entwicklung, Organisation und Programmatik dieser
fünf Gruppierungen und arbeitet in einer vergleichenden Betrachtung charakteristische Gemeinsamkeiten
heraus. Mit Ausnahme des Movimento Sociale Italiano gilt: Die neuen rechten Wahlbewegungen sprengen
den Definitionsbereich normativer Begriffe wie „Rechtsextremismus“ oder „Neofaschismus“, da sie sehr
heterogene Protestmotive transportieren, als „pressure group“ gegen die Behäbigkeit der „Altparteien“
gewählt werden, kein klares programmatisches Profil aufweisen und im Übergangsbereich zwischen rechts-
extremer Subkultur und demokratischer Mehrheitskultur angesiedelt sind.

Petra Bauer/Oskar Niedermayer: Extrem rechtes Potential in den Ländern der
Europäischen Gemeinschaft

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 46-47/90; S. 15—26
s

Nach einer kurzen Übersicht über die Theorien zur Entstehung extrem rechter Potentiale werden die
unterschiedlichen Möglichkeiten zur empirischen Bestimmung dieser Potentiale aufgezeigt und deren Pro-
bleme diskutiert. Eingegangen wird auf die Ursachen für die Wahl extrem rechter Parteien, die Existenz
eines extrem rechten Weltbilds und die ideologische Selbsteinstufung auf dem Links-Rechts-Kontinuum.
Danach wird im Rahmen einer international vergleichenden Analyse das extrem rechte Potential in den
Bevölkerungen der zwölf Mitgliedsländer der Europäischen Gemeinschaft mit Hilfe der Links-Rechts-
Selbsteinstufung empirisch bestimmt und die Art der Beziehungen zu den anderen beiden Aspekten ver-
deutlicht, indem die Wahlabsichten und die Attitüdenstruktur der zum extrem rechten Potential Gehö-
renden untersucht werden. Den Abschluß bildet die empirische Überprüfung der aus den anfangs darge-
stellten theoretischen Überlegungen ableitbaren Hypothesen über die sozialstrukturellen Determinanten
extrem rechter Orientierungen.

Manfred Wilke: Die Krise der Deutschen Kommunistischen Partei

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 46-47/90, S. 27—37

Die DKP wurde 1968 gegründet und trat organisatorisch, personell und ideologisch die Nachfolge der 1956
vom Bundesverfassungsgericht verbotenen Kommunistischen Partei Deutschlands (KPD) an. Die DKP in
der Bundesrepublik war vor dem 9. November 1989 eine von drei kommunistischen Parteien in Gesamt-
deutschland. „Bruderparteien“ waren die Sozialistische Einheitspartei Deutschlands (SED), die diktato-
rische Staatspartei der ehemaligen DDR, und die Sozialistische Einheitspartei Westberlins (SEW). Seit
1987 befindet sich die DKP in einer Parteikrise. Nicht zuletzt wurde sie ausgelöst durch die Politik der
KPdSU unter Generalsekretär Michail Gorbatschow. Bis zum Schluß versuchte die SED, die von. ihr
totalitär beherrschte DDR von den Veränderungen in Osteuropa abzuschotten.
Historisch kann die DKP-Krise nur als ein Randphänomen des Zusammenbruchs der SED-Diktatur
gewertet werden, aber sie ging dieser Zäsur der deutschen Nachkriegsgeschichte voraus. Gestritten wurde
in der DKP um das sozialistische Ziel, um die Revision der leninistisch-stalinistischen Parteikonzeption, um
die Last der Geschichte, und es wurde die Auflösung der DKP in einer linken Strömungspartei gefordert.
Die Diskussionen nahmen inhaltlich viel von dem vorweg, womit sich die SED-Reformer erst nach dem
Ende der SED-Diktatur in der DDR auseinandersetzen mußten. Somit war die Parteikrise der DKP
gewissermaßen ein abgegrenzter „Laborversuch“, in dem es um die — mißlungene — Transformation der
DKP in eine moderne sozialistische Partei nach dem Ende der kommunistischen Weltbewegung ging. Darin
liegt die Bedeutung des Vorgangs. Er hilft, die von allen Beteiligten unerwartete Lähmung der SED in der
Endphase ihrer diktatorischen Herrschaft ebenso zu verstehen, wie die Metamorphose der SED zur PDS —
der „Partei des Demokratischen Sozialismus“.



Patrick Moreau: Krisen und Anpassungsstrategien der kommunistischen Strömungen in
der Bundesrepublik Deutschland und der ehemaligen DDR
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Die geopolitischen Umwälzungen, die sich in der letzten Zeit in Osteuropa vollzogen haben, haben die
Struktur der Internationalen Kommunistischen Bewegung tiefgreifend verändert und sich auf die Treue-
oder Abhängigkeitsverhältnissc zwischen den einzelnen nationalen Kommunistischen Parteien ausgewirkt,
wie sie sich seit 1917 und insbesondere seit 1945 herausgebildet hatten. Der Niedergang der SED in der 
ehemaligen DDR und die vielgestaltige Krise der kommunistischen Organisationen in der Bundesrepublik,
aber auch die (Wiedcr-)Geburt der PDS und die Wiederaufbauversuche der Erneuerer innerhalb der DKP,
letztendlich die Umwandlung der PDS zu einer in der Bundesrepublik agierenden Partei erscheinen als
beispielhaft für den Willen und die Fähigkeit des Kommunismus zur Anpassung und zum Überleben in
einem neuen nationalen und internationalen Umfeld.
Die Internationale Kommunistische Bewegung hatte bis zum Aufstieg Gorbatschows eine monozentrisch-
hierarchische Kommandostruktur feudalistischer und stalinistischer Art. Die KPdSU und ihre internatio-
nalen Ableger bestimmten die Strategien der kommunistischen Parteien und die großen propagandisti-
schen Feldzüge, auch wenn sie gleichzeitig versuchten, den nationalen Besonderheiten Rechnung zu tra-
gen. Ab 1987 entwickelte sich dieses System zu einer bipolaren Struktur, mit der Entwicklung der SED zu
einer Partei, die — gemäß ihrem Anspruch — kommunistische Legitimität und Orthodoxie repräsentierte,
im Gegensatz zu einem „Gorbatschowismus“, der als revisionistisch bezeichnet wurde. Das regionale
Führungsprinzip entfaltete sich entsprechend, mit der SED und dem althergebrachten Apparat der DKP
einerseits sowie den Erneuerern und der KPdSU andererseits.
Als sich im Herbst 1989 der Wandel der SED zur SED-PDS vollzog, veränderte sich dieses Beziehungsnetz
aufs neue und führte zur Ausbildung eines multipolaren, von Konkurrenz und Wettbewerb bestimmten
kommunistischen Systems in der Bundesrepublik und in der ehemaligen DDR sowie zur Entkopplung der
Entwicklungen im Osten und im Westen.

Hans Josef Horchern: Der Verfall der Roten Armee Fraktion

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 46-47/90, S. 54—61

Die „Rote Armee Fraktion“ (RAF) hat ihre Organisationsstruktur mehrfach geändert. Das geschah mei-
stens nach operativen Fehlschlägen, die von den Mitgliedern und dem Umfeld als Niederlagen empfunden
wurden. Umschichtungen in der Hierarchie der Gruppe geschahen auch deshalb, weil man hoffte, durch
neue organisatorische Schwerpunkte neue Energien für den „bewaffneten Kampf“ gewinnen zu können. In
jüngerer Zeit haben sich zwischen den einzelnen Organisationsringen der RAF — vor allem zwischen der
Kommando-Ebene und den Häftlingen — Kommunikationsschwierigkeiten ergeben. Der Versuch, eine 
„westeuropäische Guerilla“ aufzubauen, ist gescheitert.
Anfang der achtziger Jahre entwickelte die RAF ihr Anschlagskonzept gegen den „Militärisch-Industriel-
len-Komplex", die sogenannte MIK-Strategie. Sie ist inzwischen ersetzt worden durch eine neue Defini-
tion, mit der die RAF die Motivationsbasis für ihre Guerilla zu beschreiben versucht. Das neue Feindbild,
die „europäische Weltmacht“, soll es der RAF erleichtern, erneut eine „europäische Front der Guerilla“ zu
formieren. Dieser Aufruf an neue Bündnispartner ist bisher ohne Resonanz geblieben. Zu gemeinsamen
Operationen mit anderen Terrororganisationen ist es nicht gekommen.


